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Kultur des Hinsehens gefordert

Bundestag beschäftigt sich mit Konsequenzen aus Amoklauf

"Kinder,Jugendliche. FamIlienstarken - Konsequenzennach demAmoklauf', dieses Thema
diskutierten die Bundestagsfraktioneneine Wochenac'!dem BlutbadIn Winnenden Anlass war eine
Aktuelle Stünde, die COU/CSU und SPD beantragt hatten.

CDUlCSU: 110 im Netz gefordert
"Was lauft eigenUict1schierin unserer Gesellschaft?Wieso flüchten
sich immermehrMenschen in die Scheinwelten von PC und TV?",
diese FragenwarfdieAbgeordneteUseFalk(CDU) In der Aktuellen
Stunde im Bundestagauf. Elten stündenzuvorderst in der
Verantwortung,denn das "Kümmernumdie Seele des Kindes" dürfe
nicht auf andere übertragenwerden. Jeder soile sjd~selbst einmal
fragen, ob er Wisse,welches Buch sein Kind gerade iese oder w~e
dessen Klassennachbarhieße.Aufdie Fragenach dem Umgangmit
demAmoklaufvergangenerWoche seien jedoch nLirTeilantworten
möglich "Immerund zu allenZeiten mussAnteil genommenwerden"
forderte Falk. OieGeseHschaftkönne nur mit starken Famdlenstark
sein; der Staat müssediesen einen Rahmenbieten und helfen,
wenn deren Kiäfte versagen.Zur Anteilnahmemahnteauch
BundesfamilienministennUrsuia von der Leyen (GDU). V.Jinnenden
dürfeauch dannnict!taus den Augengeiassen werden, wenn die
"Trauer vorbei ist",ansonstenentstehe ein "Aufmerksamkeitsioch".
Sie setze sichdeshalbtUreine"ausgewogeneDebatte"ein,weilnun
brennende Fragen im Raum stünden Waffen und PC-Spiele seien
einer vonvielenPunkten,die nun diskutiert werden mussten

Wichtiger als scharfe Gesetzeseien aber deren Vollzugund Kontroile.Außerdemmüsse über eine
"110 im Netz" nachgedachtwerden.Als weitere Optionzog sie ErziehungspatenschaftenZ'Niscnen
Schulen und Eltern in Betracht, die die Erzjehungsberechtigtenunterstützenkönnten. Eltern seien in
der Edukation häufig unsicher und verwirrt, sie dürften daher nicht alleina gelassen werden.
Zusätzlich wÜrdenOnline.Gruppenchatseingerichtetwerden,die demgegenseitigenAustausch
dIenen.
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Zehntausende werden zur Trauerteier erwartet (18 03.2009)

Oie politische Diskussionnach demAmokiaufvon Winnenden(12.03.2009)

SPD: Onlinesucht als Krankheit anerkennen
"Einfache und schnelle Antworten sind nicht das Gebot der Stunde",

warntedie SPD~AbgeordneteCaren Marks. Die schreckliche Bluttat
sei In letzter Konsequenznicht zu erklären und die Hintergrunde von
Gewalt seien zu komplex.,als dass Gesetzesie vert)indGffi könnten.
Zwar eXistierten bereits "gute gesetzjjche Regelungen",aber an
Lösungsansätzenmüsseweiterninkonstanlgearbeitetwerden. Die
Schule müsseden KinderneinenL~bensraumbIeten,dieFamIliesie
auffangenund die Gleichaltrigen Andersseinakzeptieren. Der Staat
könne den Eltern dann zusätzlichmIt Beratungs-und
Hilfsangeboten,sowie besserenschulischenStrukturen zur Seite
stehen. Ziel sei es, die Kinder ernst zu nehmen,ihnen
Aufmerksamkeitzu schenkenund Lösungenfür Knsenaufzuzeigen
Auch ihre KolleginMonikaGriefahn erteilte "plakativen
Verbotsversuchen"eine Absage: Diese gaukelten v\'irksamkeitvor.
StattdessenschlugSievor, 'Naffen InSdlützenvereinenzuiagern
und die Medienkompetenzvon Eltern und Lehrem durch verbesserte
Angebote zu steigern.Oniinesuchtmüsse endlich als Krankheit
anerkannt werden ,-,nddie Krankenkassen müssten

dementsprechende Therapien tragen. Vv1chtJgsei aber die Einsicht,
dass mchtjedes Spiel ein sogenanntesKilierspielundjeder Spieler ein potentieller Amokläufer sei
Zudem prangerte die den Sensationsjournalismusan, der in letzterZeit "erschreckende Ausmaße"
angenommen ilätte. So seien Bilder aus privatenChatprofile!lgezeigt, letzte Handyvideos von
Fernsehsendern aufgekauft und Gelddafür geboten worden,die Szenennachzustellen.Mit
Journalismus habe dies nichts menrzu tun, es schade dem A"1Sehender Medien und diese wurden
selber zu Waffen. "Medien dürfen Tater nicht zu Heldenmachen",warnte siE<.Veriage und Sender
mussten sich nun an einen Tischsetzenund gemeinsamethischeGrundsätzediskutieren.weiter
entwickeln und vor allem verbindlich Il".achen. Opferdurften nicht ein zweites Mal zu oprern werden.
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Der bisher rekonstruIerbareTathergang (12.03,2009j

Hintergrund: Arnoklauf Erturt (12.03.2009)

"Wirtschaftliches Wettbewerbsprinzipentwickelt sichzumPrinZipJeder gegen Jeden",kritisierte
hingegen der Abgeordnete Dr. HermannScheer (SPD)_Schule wird dadurch zum Wettbewerbfur die
eigene, individuelie Zukunft und nicht mehrzumLebensraum,so der Politiker. Außerdemmusse dIe
Frage nach demWerteverfall gestelltwerden und wie sich dieser aufz"1alteniasse. Auch sein Kollege
Jürgen Kucharczykmahnte, aass steigenderWettbewerbund wachsenderLeistungsaruck In
fehlender Aufmerksamkeitfur die Schüler resultiere.

Nolfallseeisorger. Nach AmoklaufIst schnelle Hilfefür Kinder nötig (11.03.2009)

PHOENIXRunde "Arnoklaufan Realschule -Jugendlicheund Gewalr' (11.03.2009)

B'90/Die Grünen: Keine Hochsicherheitsfestungen schafffen
Mehr Sc.hulpsychologenund SOiOalarbeiterforderte Kai Gehring
(8'90/Dle Grünen). Sozjale Isolationund Ausgrenzungmüssteneine
gesellschaftlich stärkere Sensibilislerungerfahren; InSchulen
müssten konkrete Krisenplänevorliegen. Amwichtigsten seiJedoch
eine "Kultur des Hinsehens", die sIch im sozialen Umfeldentwickeln
müsse und Inder Eltern, Freunde, Schülerund Lehrer als
Frühwarnsystemfungierten. Chipkartenund Metalldetektorenerteilte
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er jedoch eine klare Absage: Schulen dürften mchtzu
"Hochsicherheitsfestungen"werden, sie sollten Orte der Kultur und
des Austauschs bleiben. Gewaltspieie,die diese verherrlichen.
könntenauch bereits mit bestehendenGesetzenverbotenwerden
Der Fokus müssejetzt vielmehrdarauf Hegen.das Suchtpotentialzu berücksichtigenund alternative
Freizeitprogrammein Scnule und Freizeitzu stärken.Doch auch eine verbesserteMedienerziehung
tue Not, so Gehring. V'Jeiterhinmussedie VerfGgbarkeitvon Waffenerschwert und die Waffenanzahl
generell verringert werden. Dazu seien Waffenobergrenzenund die Einrichtungeines nationalen
Waffenregisters denkbar. Auch eine getrennte Lagerungvon \"Iaffe und Munition halte er für sinnvoll.

Kai G~hr;ng (B'90/DiE: Grünen)

(Qu~lIe_ De;.!t~crje, 8CJndestag/Guido
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VVlnnenden -eine Stadt "TIAusnahmezustand (12,032009)

16 Tote bei Amoklauf in Baden-Württemberg (1L03.2009j

FDP: Raum für Trauer lassen

Tiefgreifende Diskussionen, die nicht eine 'vVochenach der Tat beginnen, sondern "Raumfür TrauHr
lassen". forderte HartfriedWolft aus der FDP-Fraktion.Die DiskussionÜberKonsequenzenmüsse im
Blick gehalten werden und "rechtliche Schlüsse sind Wirden Opfern schuldig",aber mit Aktionismus
sei derzeit keinemgeholfen.

Überblick der folgen&chwerstenAmckläufe seit 1986 (11,03.2009)

Stichwort Waffengesetz

Die Linke: Unerlaubten Zugriff auf Waffen verbieten
Fahnassigsei es, bei der Debalte um mögliche Konsequenzendas
Waffenrechtauszublenden.erklärte Petra Pau, die für die
Unksfraktlol1sprach, IhreZahl müsse reduziertund uneriaubter
Zugriff müsseverbotenwerden, denn fur "das hausliche WOIli"seien
keine 16Waffen notwendig,Jagd- und Sportschutzenhingegen
sollten nichte!ngeschranktwerden,so die Politike,;n, Doch wichtig
sei Jetzlauch, äas dreigliedrigeSchulsystemnicht aus den Augen zu
verlieren,das 'Verlierer schafft und ausgrenzt".Zusätziich müsse die
Medienkompetenzals eine der zentralenAnforderungendes 21,
Jahrhunderts anerkanntwerden. Ein VJeWaufwischen Hase und
igei, bei der der Hase für Verbot und Zensur und der Igel fur das
internetstehe, müsseumjeden PreIsverhindert werden.

von Nicc!a Schwalm(PHOENIXonlmej
PetraPau (Di!~LInKe I !QueUe

De\.itscher Enmdestag!LlcMbh::::k
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